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ABSCH IED 
VO N D ER ALTEN 

W ELTW IRTSCHAFTSORDNUNG ?

Von U d o  E r n st  S im o n is

Die neue Weltwirtschaftsordnung ist keine leere 
Phrase. Sie ist ein neues Phänomen -  und die De­
batte über Wege und Maßnahmen zu ihrer Errich­
tung hat gerade erst begonnen.

RIO-Bericht an den Club von Rom, 1976

1. Vorbemerkungen

Die Wirtschaft der Welt ist nicht in Ordnung! Wer würde es 
wagen, dieser Behauptung zu widersprechen -  angesichts von Armut 
und Elend, von Inflation und Verschuldung, von Krankheit und 
Unwissenheit in weiten Teilen der Welt. Daß die menschlichen 
Grundbedürfnisse nicht überall sichergestellt sind, daß mehr als 
800 Mio. Menschen in absoluter Armut leben, daß mehr als 1000 
Mio. Menschen nicht ausreichend mit Trinkwasser und mit Wohn - 
raum versorgt sind, daß es über 500 Mio. Analphabeten gibt usw. -  
solche und ähnliche Feststellungen über die wirtschaftliche und 
soziale Lage der Welt sind kaum umstritten.

Ganz anders sieht es aus mit der „Einheitlichkeit der Meinun­
gen“ , wenn nicht über die Tatsachen, sondern über deren Ursachen 
gesprochen wird -  wenn nicht die Unordnung beklagt, sondern die 
Forderung nach einer neuen Ordnung gestellt wird.

Die These, daß die bisherige Weltwirtschaftsordnung geändert 
werden müsse, wenn man die wirtschaftlichen Probleme der Welt 
lösen will, ist allerdings heftig umstritten. Kein Wunder: Sie ist ver­
bunden mit der Aussage, daß die bisherige Weltwirtschaftsordnung
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-  Wohlstand und Armut,
-  Überfluß und Hunger,
-  Verschwendung und Knappheit
zugleich hervorbringt oder diese Gegensätze zumindest nicht 
verhindert.

Diese These enthält auch eine Aufforderung zum Handeln, näm­
lich:
-  den Ordnungsrahmen der Weltwirtschaft zu ändern,
-  die Produktionsbedingungen und die Geldbeziehungen neu zu 

regeln,
-  die Produktionsergebnisse anders und besser zu verteilen. 

Ordnungen sind nie nur schlecht -  aber sie erlauben Privilegien;
Produktionsbedingungen belasten nie alle in gleicher Weise, son­
dern einige besonders, und Produktionsergebnisse werden nie für 
alle gleich verteilt. Dies alles sind Gründe dafür, daß die Forderung 
nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung gestellt wird: immer wieder 
gefordert seit eineinhalb Jahrzehnten, besonders seit die UN-Kon- 
ferenz über Rohstofffragen 1974 ihre Erklärung über die Errichtung 
einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung< abgegeben und 
die 29. UN-Vollversammlung 1974 die »Charta der wirtschaftlichen 
Rechte und Pflichten der Staatem verabschiedet hat.

Gedanken zu verbesserten weltwirtschaftlichen Beziehungen 
sind natürlich auch schon früher geäußert worden als in den beiden 
genannten Dokumenten. Erinnert sei daran, daß bereits 1964 die 
erste Welthandelskonferenz (UNCTAD) stattfand -  und daran, 
daß wir uns inzwischen schon in der 3. UN-Entwicklungsdekade 
befinden.

Es ist noch aus einem anderen Grunde gut, zu Beginn eine Klar­
stellung zu suchen. Die Frage unseres Themas heißt im wesent­
lichen, Forderungen der Entwicklungsländer zu behandeln. Ge­
meint sind dabei vor allem die dokumentierten Forderungen nach 
einer Neuordnung der internationalen Wirtschaftsbeziehungen, 
wie sie von den Regierungen der Länder der Dritten Welt, von 
Gruppen von Entwicklungsländern (z. B. der „Gruppe der 77“) 
oder von den Vereinten Nationen bzw. einigen ihrer Unterorganisa­
tionen (vor allem: UNCTAD und UNID O ) im „Nord-Süd-Dialog“ 
vorgebracht worden sind.
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Forderungen nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung werden 
aber auch eher inoffiziell, von einzelnen, von international besetz­
ten Kommissionen vorgebracht -  und gehen gelegentlich weit über 
das hinaus, was im Rahmen des „Nord-Süd-Dialogs“ bisher behan­
delt wird. Ich nenne hier nur: den >Pearson-Bericht< von 1969, den 
>RIO-Bericht< von 1976 und den ersten und zweiten Bericht der 
Nord-Süd-Kommission (>Brandt-Bericht<) von 1980 und 1983.

Forderungen nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung können 
auch das einbeziehen, was bei den beteiligten Akteuren selbst 
geschehen soll -  in den Entwicklungsländern, in den Industrielän­
dern - , und nicht nur das, was in den Beziehungen zwischen ihnen 
geschehen sollte. Eine neue Weltwirtschaftsordnung setzt Änderun­
gen voraus
-  in den Entwicklungsländern,
-  in den Industrieländern,
-  in den Beziehungen zwischen Industrie- und Entwicklungslän­

dern,
so etwa könnte die Grundthese unseres Themas lauten.

Die tatsächlichen Forderungen der Entwicklungsländer, wie sie 
im „Nord-Süd-Dialog“ aufgestellt worden sind und wie sie im fol­
genden auszugsweise diskutiert werden sollen, stimmen mit dieser 
Grundthese -  wie noch zu zeigen ist -  aber nur teilweise überein. 
Und hierin liegt der Grund für mein früh-zeitiges Fazit zum 
Thema: Die derzeitige Weltwirtschaftsordnung hat keine Zukunft -  
die bisherigen Forderungen, diese Ordnung zu ändern, werden sich 
dennoch nicht realisieren lassen!

2. Forderungen der Entwicklungsländer

Zunächst: Die von den Entwicklungsländern erhobenen Forde­
rungen sind sehr vielfältig. Zum Teil lassen sie sich als Weiter­
entwicklung des allgemeinen Rahmens der weltwirtschaftlichen 
Beziehungen interpretieren. Dieser ist im wesentlichen marktwirt­
schaftlich bestimmt, er beruht auf dem Prinzip der Vertragsfreiheit 
und des Freihandels. Zum Teil laufen sie auf eine deutliche Abkehr 
von diesem Rahmen hinaus, im Sinne einer stärkeren Lenkung und
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Umgestaltung. Doch läßt sich sehr wohl sagen, daß Ausgangspunkt 
für die Forderungen der Entwicklungsländer die Vorstellung ist, 
daß für sie wirtschaftliches Wachstum primär eine Frage der positi­
ven Auswirkungen des Außenhandels bzw. des Weltmarktes sei. 
Diese Sicht, also: „verbesserte Außenwirtschaftssituation gleich 
schnelleres wirtschaftliches Wachstum“ , ist das verbindende Element 
der Forderungen der Entwicklungsländer nach einer neuen Weltwirt­
schaftsordnung und zugleich der Grund für die Industrieländer, 
diese Forderungen abzulehnen.

Anders als bei den entwicklungstheoretischen Positionen, die 
sich mit den Begriffen „Dissoziation“ bzw. „Abkoppelung” verbin­
den, geht es den Regierungen der Entwicklungsländer um die „Inte­
gration“ in die Weltwirtschaft bzw. die bessere „Assoziation“ an die 
Industrieländer, um an den Vorteilen aus der internationalen 
Arbeitsteilung gebührend teilzuhaben und das vorhandene Wohl­
standsgefälle zugunsten der Entwicklungsländer zu verringern.

Die Kritik der Regierungen der Entwicklungsländer richtet sich 
in diesem Sinne auch nicht, das sei ausdrücklich betont, gegen die 
Gesetzmäßigkeiten des Weltmarktes, sondern eher gegen seine 
Ergebnisse bzw. gegen die tatsächlichen oder vermeintlichen Regel­
verletzungen durch die Industrieländer.

Ausgehend von dem Ziel nach Wirtschaftswachstum strebt die 
Mehrzahl der Entwicklungsländer an, die weltwirtschaftlichen Res­
sourcen neu zu verteilen, nicht jedoch Produktionsstrukturen in 
ihren Ländern grundlegend zu verändern. (Es sei angefügt, daß die 
Forderungen zumeist in einer typisch westlichen Expertensprache 
vorgebracht werden: Da ist von Kartellierung, Stabilisierung, 
Indexierung, Reallokation und Redistribution die Rede, Diskus­
sionspunkte des „Nord-Süd-Dialogs“ , die auch Gliederungspunkte 
der folgenden Ausführungen sein könnten.)

Ich kann hier nicht alle Forderungen der Entwicklungsländer im 
einzelnen kommentieren. Vielmehr möchte ich mich auf einige 
Punkte beschränken, die in der internationalen Diskussion bisher 
eine besondere Rolle gespielt haben: Es handelt sich um (1) den 
massiven Transfer von Ressourcen und besonders die öffentliche 
Entwicklungshilfe, (2) die Auslandsverschuldung der Entwick­
lungsländer, (3) die Rohstoffpolitik, (4) die Industrialisierung der
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Entwicklungsländer, (5) Direktinvestitionen in Entwicklungslän­
dern und (6) den Zugang der Entwicklungsländer zu den Märkten 
der Industrieländer. (Es sei angefügt, daß demgegenüber das 
Umweltproblem bisher noch nicht eigenständiges Thema im 
„Nord-Süd-Dialog“ gewesen ist.)

(1) Ressourcentransfer und öffentliche Entwicklungshilfe

Alle westlichen Industrieländer haben sich zu Beginn der 60er 
Jahre dazu bekannt, jährlich 0,7%  ihres Bruttosozialprodukts in 
Form staatlicher Kapitalhilfe und technischer Hilfe den Entwick­
lungsländern als Gesamtheit zu übertragen, bilateral (direkt) oder 
multilateral (über internationale Organisationen). Die meisten In­
dustrieländer sind in der Praxis -  und zum Teil erheblich -  hinter 
diesem Ziel zurückgeblieben.

Meines Erachtens gibt es keinen vernünftigen Grund dafür, daß 
reiche Industrienationen ein sich selbst auferlegtes Leistungssoll 
derart eklatant und systematisch verfehlen. Sagt man ja zu der 
Forderung nach mehr öffentlicher Hilfe, dann muß man den Hahn 
öffnen, ihn nicht geschlossen halten. Außerdem: Die nach dem 
Ölpreisanstieg von 1973 ausgelöste Ressourcenübertragung aus den 
Industrieländern in einige privilegierte Olländer überstieg den dem 
0 ,7% -Ziel entsprechenden Umfang erheblich. Dies macht zugleich 
deutlich, was wohlhabende Industrieländer verkraften können, 
wenn sie nur wollen oder wenn fehlender Wille durch Druck von 
außen ersetzt wird.

Analoges gilt für den Anstieg der Rüstungsausgaben: Wenn und 
solange wie das krasse Mißverhältnis zwischen den Ausgaben für 
Verteidigung und für Entwicklungshilfe auf seiten der Industrielän­
der weiter besteht, ist nicht zu erwarten, daß die Entwicklungslän­
der ihre Forderung nach massivem Ressourcentransfer stornieren.

Die allgemeine Forderung nach erhöhter Entwicklungshilfe ist 
inzwischen aufgrund vielfältiger Vorschläge und Empfehlungen 
regional, sektoral und nach Bedürfniskategorien differenziert 
worden:

Da die Entwicklungshilfe nach Lage der Dinge für die ganz
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armen Entwicklungsländer den Charakter von langfristigen Sub­
ventionen hat, könnte sie nun zu einer „Weltinnenpolitik“ werden, 
die zunächst und vor allem dafür sorgt, daß die Grundbedürfnisse 
der Menschen in bezug auf Ernährung, Wohnung, Gesundheit und 
Bildung gedeckt werden.

So wie es bei uns ja auf der nationalen Ebene
-  Wohngeld und Sozialen Wohnungsbau,
-  Krankengeld,
-  kostenfreie Grundschulbildung
und ähnliche Subventionen gibt, ließe sich die öffentliche Entwick­
lungshilfe für die wirklich Bedürftigen ja durchaus als
-  internationales Wohngeld,
-  internationales Krankengeld,
-  internationale Bildungshilfe
konzipieren, auch wenn entsprechende Vorschläge erst ansatzweise 
vorhanden sind.

Es gibt andere Vorschläge, die in diesem Zusammenhang erwäh­
nenswert sind. Der >Brandt-Bericht< hat z. B. den Gedanken der 
„Automatisierung der Ressourcenübertragung“ unterbreitet, im 
Sinne von zu erhebenden Steuern bzw. Abgaben auf:
-  den Warenhandel im allgemeinen,
-  den Waffenhandel im besonderen,
-  den internationalen Tourismus oder
-  den Gemeinschaftsbesitz der Welt (insbes. Rohstoffe auf dem 

Meeresgrund).
Die möglichen Nachteile einiger dieser Vorschläge sind augen­

fällig. So müßte ja bei einer Wzjfetthandelssteuer die Devise lauten: 
„Je mehr Waffen exportiert werden, um so besser für die Entwick­
lungsländer“ (die dann mit diesen Mitteln wieder Waffen kaufen 
könnten). Ein grundsätzlicher Vorteil dieser Vorschläge wird aber 
ebenfalls klar: Die öffentliche Entwicklungshilfe käme mit der 
automatischen Bindung an eine der genannten Kategorien heraus 
aus dem jährlichen Ringen um das Staatsbudget, sie ginge über in 
einen selbstverständlichen Transfermechanismus. Beim Beispiel 
einer Abgabe auf den Warenhandel könnte die Devise auch durch­
aus akzeptabel sein: „Wer viel Außenhandel betreibt -  und daraus 
Vorteil zieht - , soll auch viel Entwicklungshilfe leisten!“



(2) Auslandsverschuldung der Entwicklungsländer

Man spricht inzwischen zu Recht von einer „internationalen Ver­
schuldungskrise“ . Die Gesamtverschuldung der Entwicklungsländer 
liegt z. Z. bei ca. 800 Mrd. Dollar oder umgerechnet über 2000 Mrd. 
DM. Mehr als 30 Länder sind im Zahlungsrückstand, vier latein­
amerikanische Länder halten einen traurigen Rekord: Die gesamte 
Außenverschuldung von Mexiko, Argentinien, Brasilien und Chile 
beträgt allein etwa 800 Mrd. DM. Diese und andere Länder errei­
chen theoretische Schuldendienstquoten (Zinsen und Tilgung zu 
Exporten) von weit mehr als 100 Prozent -  theoretisch, weil ihre 
Handelsbilanz negativ ist und sie nur zahlen können, wenn die fälli­
gen Tilgungen und Zinsen teilweise oder vollständig refinanziert, 
d. h. ständig verlängert und ergänzt werden.

Verschuldung als solche ist ein altes Problem. Neu ist die Dimen­
sion, die durch die Ölpreis-, aber auch durch die Zinspreissteige- 
rungen der 70er Jahre dramatisch erhöht wurde. Nicht ungefährlich 
ist also die Art und Weise, wie die Leistungsbilanzdefizite und der 
Rückgang der Währungsreserven ausgeglichen werden: durch 
sprunghaften Anstieg der Verschuldung bei ausländischen privaten 
Banken und damit einhergehender Verteuerung des Kredits.

Die Verschuldungslage hat in vielen Entwicklungsländern be­
drohliche Ausmaße angenommen, weil nunmehr nicht nur weniger 
Devisen zur Finanzierung neuer Projekte zur Verfügung stehen, 
sondern auch bestehende Projekte in Gefahr geraten sind: Beschäf­
tigungsverluste, Wachstumsrückgang, Preissteigerungen sind die 
augenfälligsten ökonomischen Folgen, die von vielfältigen Formen 
des sozialen Abstiegs und der politischen Repression begleitet 
werden.

Die Forderungen von seiten der Entwicklungsländer sind deut­
lich: Schuldenerlaß und Reform des Weltwährungssystems (insbes. 
des IWF und der Weltbank). Von einzelnen Situationen abgesehen 
ist die Forderung nach Schuldenerlaß von den Industrieländern 
stets abgelehnt worden. Und es scheint ja tatsächlich wenig für 
einen allgemeinen Schuldenerlaß zu sprechen: Nicht nur, daß kre­
ditwirtschaftliche Lässigkeit im nachhinein honoriert und das 
Erfordernis aufgeweicht würde, die eigene Bonität zu erhalten. Ein
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schlechter Schuldner verliert auch seine internationale Kreditwür­
digkeit -  und diese wiederum kann wichtig sein für einen raschen 
Aufbau der Wirtschaft. Obwohl die Forderung nach allgemeinem 
Schuldenerlaß immer wieder erhoben wird, steht das Thema „struk­
turelle Anpassung“ nunmehr im Vordergrund, neben dem Thema 
„Konditionen“ von Weltbank und Internationalem Währungs­
fonds. Die Konditionenfrage stellt sich für viele Entwicklungs­
länder bestenfalls als Gängelei, schlimmerenfalls als Knebelung in 
bezug auf die eigene Entscheidungsautonomie dar.

Es ist in der Tat problematisch, von einer Regierung eines Ent­
wicklungslandes z. B. eine Anhebung der Preise bei Gütern des 
Grundbedarfs zu fordern, wenn der entwicklungspolitische Rat 
„Grundbedürfnisstrategie" lautet — und wenn die Regierung eben 
diesem Rat folgt.

Differenziert werden muß auch zwischen Verschuldung aus Not 
und Verschuldung aus Prestige und Schlamperei. Jeder von uns 
kennt Beispiele dieser Art aus seinem eigenen Erfahrungsbereich. 
Menschen aus Entwicklungsländern sind da nicht grundsätzlich 
leichtsinnig, doch sie sind vergleichweise ungeschützt und unge­
sichert. Und ferner: spätestens seit Keynes’ Theorie der unzurei­
chenden gesamtwirtschaftlichen Nachfrage wissen wir, daß die 
individuelle Weisheit unserer Großeltern -  schuldenfrei zu leben -  
sich wirtschaftspolitisch auch katastrophal auswirken könnte. 
Wenn also die Forderung nach Schuldenerlaß wtfrz'ow^/wirtschaftlich 
keine Unterstützung findet, so kann sie doch we/twirtschaftlich, 
zur Stabilisierung des Weltwährungssystems erforderlich sein.

(3) Rohstoffpolitik

Für viele Entwicklungsländer stellen Rohstoffe die wichtigste 
Quelle ihrer Deviseneinnahmen dar. Die Rohstoffpreise aber sind 
häufig starken Schwankungen ausgesetzt, die sich auch in Erlös­
schwankungen niederschlagen. Die Folge ist, daß die Importkapa­
zität stärker schwankt als mit der Stetigkeit der wirtschaftlichen 
Entwicklung vereinbar ist; Projekte werden aus Zahlungsbilanz­
gründen abgebrochen, es wird weniger investiert als nötig und er-
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wünscht wäre. Entwicklungspolitisch erscheint es daher angezeigt, in 
jedem Falle eine Verminderung der Erlös Schwankungen zu erreichen.

Das „Rohstoffprogramm“ hat in den letzten Jahren einen ganz 
erheblichen Teil der Reformkapazität des „Nord-Süd-Dialoges“ in 
Anspruch genommen -  und damit sicherlich auch manch andere Ent­
scheidung zugunsten der Entwicklungsländer blockiert. Außerdem 
ist die Meinung über den Erfolg des Programms sehr geteilt. . .

Ohne daß ich die entsprechenden Pro-und-Contra-Argumente 
hier ausbreiten kann, sei ein Fazit gestattet: Daß die Industrieländer 
-  und vorneweg die Bundesrepublik -  so lange gezögert haben, die­
sen Vorschlag auf den Weg zu bringen, ist insofern nicht verständ­
lich, als ihren Regierungen und ihrer Bevölkerung an stabilisierten, 
d. h. nicht fluktuierenden Rohstoffpreisen eigentlich gelegen sein 
müßte. Erklärlich wird die harte Haltung vielleicht aufgrund der 
Befürchtung, das Rohstoffprogramm könne als Kartell wirken, 
d. h. zu höheren Preisen führen. Selbst wenn diese Befürchtung be­
rechtigt wäre -  was aber zu bezweifeln ist - , wären die Konsequen­
zen für die Industrieländer nicht notwendigerweise schlecht: Ein 
sparsamerer Umgang mit knappen Rohstoffen ist umweit- und 
ressourcenpolitisch das Gebot der Zeit. Während der langen Dis­
kussion um das Rohstoffprogramm stand die O PEC als „lästiger 
Verwandter“ in der Tür. Wie stellt sich heute die Situation dar?

a) Das Produzentenkartell der O PEC ist ohne Nachfolge geblie­
ben und inzwischen mehr oder weniger zusammengebrochen. 
Nicht einmal die CIPEC, der Zusammenschluß der vier kupferex­
portierenden Entwicklungsländer (Zaire, Sambia, Chile, Peru), für 
die man in bezug auf Produkt und Marktbedingungen Kartellfähig­
keit vermuten kann, hat sich etablieren können, sie ist vielmehr 
ebenfalls in die „Schuldenfalle“ geraten. Dies sind Anzeichen dafür, 
daß rohstoff exportierende Länder die Weltwirtschaft mittels Kartel­
len nicht dominieren können.

b) Die Entwicklungsländer haben die Indexierung, im Sinne 
der Bindung der Rohstoffpreise an die Industriegüterpreise, nicht 
durchsetzen können. Die nicht kontrollierbare Preissteigerung der 
importierten Industriegüter lieferte zugleich ein Argument für Im­
portsubstitution in den Entwicklungsländern, d. h. für die reaktive 
Drosselung der Exportchancen der Industrieländer.
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Ein Fazit: Ein Kernpunkt der Forderungen der Entwicklungs­
länder nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung lag und liegt im 
Rohstoff bereich. Nur Güter, die man hat, lassen sich auf dem 
„internationalen Basar“ von Macht und Einfluß handeln. Die Ent­
wicklungsländer besitzen Rohstoffe, aber haben sie Macht?

Zweifel sind angebracht, einige wurden genannt. Weitere Argu­
mente sprechen dafür, daß die Entwicklungsländer über eine aktive 
Rohstoffpolitik die Veränderung der Weltwirtschaftsordnung zu 
ihren Gunsten nicht ohne weiteres werden bewirken können:
a) Steigende Rohstoffpreise machen die Entwicklungsländer quasi 

zu „Rentnern” ; die Rohstoffproduktion wird relativ zu loh­
nend, der Anreiz, die gesamte Wirtschaftsstruktur zu differen­
zieren, entfällt.

b) Steigende Rohstoffpreise führen in den Industrieländern zu 
Substitutionsprozessen, wodurch das Rentnerverhalten der Ent­
wicklungsländer wiederum die Basis verliert.

Es ist hier an dieser Stelle nicht möglich, diese Argumente näher 
zu prüfen. Doch sei erneut auf die jüngsten Entwicklungen am 
Rohölmarkt und auf den relativen Bedeutungsverlust der O PEC 
hingewiesen.

(4) Industrialisierung der Entwicklungsländer

Die rohstoffpolitischen Forderungen der Entwicklungsländer -  
so sagen Kritiker -  stellen ein Kurieren an Symptomen der Unter­
entwicklung, keine Ursachentherapie dar. Eine Therapie erfordere 
vielmehr horizontale und vertikale Erweiterung der Produktions­
strukturen, letztlich also Industrialisierung.

In der Deklaration von Lima aus dem Jahre 1975 hatten die Ent­
wicklungsländer ihren Willen bekundet, den Industrialisierungs­
prozeß kräftig zu beschleunigen und bis zum Ende dieses Jahrhun­
derts ihren Anteil an der Welt-Industrieproduktion von 7 auf 25 % 
zu erhöhen. Es ist fraglich, ob die Entwicklungsländer dieses Ziel 
erreichen können; interne und externe Faktoren sprechen dagegen. 
Praktisch wird der Weg in diese Richtung jedoch zwei wichtige 
Konsequenzen haben:
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Erstens: die Entwicklungsländer werden zunehmend Nachfrager 
nach ihren eigenen Rohstoffen; der Wettbewerb zwischen den jet­
zigen Industrieländern und den jetzigen Entwicklungsländern um 
Rohstoffe wird sich also verstärken.

Zweitens: die Zunahme der Industrieproduktion der Entwick­
lungsländer bedeutet tendenziell Konkurrenz für die bisherigen 
Industrieländer, erfordert also Anpassung und Flexibilität in deren 
Produktionsstrukturen.

Je nach Einschätzung der Bedeutsamkeit dieser Entwicklungs­
tendenzen verdüstern oder verbessern sich die Aussichten für die 
Entwicklungsländer, hinsichtlich ihrer derzeitigen Forderungen bei 
den Industrieländern Konzessionsbereitschaft zu finden.

(5) Direktinvestitionen in Entwicklungsländern

Eine beschleunigte Industrialisierung in den Entwicklungslän­
dern erfordert den Einsatz von Kapital, organisatorischem und 
technischem Know-how. Wenn und in dem Maße wie diese Fak­
toren in den Entwicklungsländern nicht ausreichend vorhanden 
sind oder sich mobilisieren lassen, entstehen bzw. verschärfen sich 
mehrere potentielle Konfliktbereiche im Nord-Süd-Verhältnis:
-  Ausländische Direktinvestitionen haben ein „Janus-Gesicht“ : sie 

bieten ein Industrialisierungspotential; sie bieten u. U. aber auch 
die Gefahr einer fortdauernden „Abhängigkeit mit anderen 
Mitteln“ .

-  Technologietransfer mag erforderlich sein; er ist aber vielfach 
nicht angepaßt an Entwicklungsstand und Bedürfnisstruktur der
Entwicklungsländer.

Die Diskussion um Pro und Contra von Direktinvestitionen hat 
Nord und Süd, Industrieländer und Entwicklungsländer zu teil­
weise gegensätzlichen Grundsatzpositionen geführt.

Einerseits gibt es die Forderungen nach:
-  Kontrolle multinationaler Konzerne,
-  freiem Zugang zu den Ergebnissen von Wissenschaft und For­

schung, dem „gemeinsamen Erbe“ ,
-  Enteignungsmöglichkeit nach nationalem Recht usw.
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Andrerseits gibt es die Forderungen nach:
-  Investitionsschutzabkommen,
-  Kapitalanlagegarantien,
-  Gewinntransfer,
-  Freihandelszonen usw.

Wie in keinem anderen Bereich der Forderungen nach einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung wird hier deutlich, daß der „Nord- 
Süd-Dialog“ -  angesichts unterschiedlicher Interessenlagen -  open- 
ended sein dürfte: ohne absehbares Ende . . .

(6) Zugang zu den Märkten der Industrieländer

Die Arbeitsteilung zwischen Industrie- und Entwicklungslän­
dern hat noch überwiegend komplementären Charakter, d. h., die 
Entwicklungsländer bieten im wesentlichen Rohstoffe an, die Indu­
strieländer aber gewerbliche Halb- und Fertigwaren. Eine solche 
Arbeitsteilung ist nur für die Seite mit der stärkeren Marktstellung 
von Vorteil. Das haben viele Entwicklungsländer als Anbieter von 
Rohstoffen erfahren müssen (wie in letzter Zeit auch viele Indu­
strieländer als Nachfrager von Erdöl). An ihre Stelle muß daher 
eine substitutive Arbeitsteilung treten, eine Arbeitsteilung, bei der 
sich die Produktionsstrukturen einander annähern, einseitige Ab­
hängigkeiten durch gemeinsame Interessen ersetzt werden.

Ein solcher weltwirtschaftlicher Strukturwandel kann auf dreier­
lei Weise vor sich gehen, durch:
-  Produktinnovation,
-  Prozeßinnovation und
-  Standortinnovation.

Es gibt allerdings auch eine grundsätzliche Alternative zu diesem 
weltwirtschaftlichen Strukturwandel: den Protektionismus, d. h. 
die Verteidigung traditioneller Produkte, Produktionsprozesse und 
Standorte.

Die Entwicklungsländer beklagen den zunehmenden Protek­
tionismus der etablierten Industrieländer. Der allgemeine und 
bekannte Protektionismus im Agrarbereich (siehe Europäische Ge­
meinschaft) werde mehr und mehr ergänzt durch selektiven Protek-
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tionismus im Industriebereich: Protektionismus in bezug auf ein­
zelne Produkte und gegen einzelne erfolgreiche neue Industrieländer.

Protektionismus in den alten Industrieländern macht sich in teils 
offener, teils subtiler Weise breit: Verlagerung von „Einfuhrhäfen“ 
ins Binnenland (siehe den Fall Poitiers), erfindungsreiche Argumen­
tation um „sensible Produkte“ (siehe den Fall Textilien aus Hong­
kong).

Hier -  in der Frage der Offenhaltung der Märkte -  treffen sich 
die Forderungen der Entwicklungsländer mit den Prinzipien des 
wirtschaftlichen Erfolgs, der die Industrieländer zu den Wohl­
habenden in der Welt gemacht hat.

Ein Fazit, symbolhaft ausgedrückt: „Die Eltern müssen lernen, 
daß einige ihrer Kinder inzwischen erwachsen sind.“ So wie Eltern 
dadurch lernen, daß Kinder Ansprüche stellen und Bewegungs­
raum für die Entfaltung ihrer Persönlichkeit benötigen, so könnte 
den Industrieländern in bezug auf die Forderungen der Entwick­
lungsländer dadurch geholfen sein, daß sie ihre „Nullsummen- 
Mentalität“ überwinden: Wirtschaftliche Entwicklung muß kein 
Spiel sein, bei dem der eine gewinnt und der andere verliert; sie 
kann ein „Positiv-Summen-Spiel“ werden, bei dem alle gewinnen, 
die einen mehr, die anderen weniger . . .!

3. „Den Korb vergrößern“ -  
oder was nicht im „Nord-Süd-Dialog“ gefordert wird

Ich hatte die Forderungen der Entwicklungsländer nach einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung in verschiedene Päckchen sortiert. 
Sie alle betreffen die ökonomischen Beziehungen zwischen den In­
dustrie- und den Entwicklungsländern. Ich hatte angedeutet, daß 
dies eine verkürzte Diskussion sei, die auch zu einem logischen 
Kurz-Schluß führen kann: daß eine wie auch immer definierte, aus 
Änderungen in diesen Bereichen entstehende „Neue Weltwirt­
schaftsordnung“ eine hinreichende Bedingung für die Lösung der 
ökonomischen Probleme der Entwicklungsländer und der Welt­
wirtschaft insgesamt sei. Nun: Sie mag bestenfalls eine notwendige 
Bedingung hierfür sein. Das will heißen: Manche der als erforder-



102 Udo Ernst Simonis

lieh erscheinenden Bedingungskomponenten sind in den Forderun­
gen der Entwicklungsländer nicht oder erst ansatzweise enthalten:
-  Bedingungen, die in den Entwicklungsländern selbst liegen (von 

notwendigen Agrarreformen bis zur Bevölkerungspolitik, der 
Eindämmung der rapiden Verstädterung usw.);

-  Bedingungen, die in den Industrieländern liegen (von der Anpas­
sung der Produktionsstrukturen an ein ressourcen- und umwelt- 
schonenderes Verhalten bis zur Rüstungskontrolle, die enorme 
Mittel für Entwicklungshilfe freisetzen würde);

-  Bedingungen, die bisher außerhalb der ökonomischen Betrach­
tungsweise liegen (wie die Effekte von Produktion und Handel 
auf die Umwelt, die Mitwelt und die Nachwelt).
Eine umfassende und systematische Betrachtung dieser Bedin­

gungen einer neuen Weltwirtschaftsordnung ist hier an dieser Stelle 
nicht möglich. Sie findet sich zum Teil in den eingangs genannten 
Berichten, auf die ich hier noch einmal hinweisen möchte:
-  >Pearson-Bericht<, 1969
-  >RIO-Bericht<, 1976
-  Bericht der Nord-Süd-Kommission, 1980 und 1983.

Der Hinweis auf diese Berichte mag auch noch aus einem ande­
ren Grunde gerechtfertigt sein: An den ersten beiden haben zwei 
Nobelpreisträger der Ökonomie mitgewirkt (W. Arthur Lewis; Jan 
Tinbergen); der dritte ist von einem Friedensnobelpreisträger 
(W. Brandt) koordiniert worden -  und stellt den Ökonomen ernst­
hafte Denkaufgaben. Ein Hinweis darauf sei gestattet, daß das Um­
weltproblem dringend in den „Nord-Süd-Dialog“ aufgenommen 
werden muß. Der bevorstehende Bericht der Weltkommission für 
Entwicklung und Umwelt (>Brundtland-Bericht<) könnte den not­
wendigen Durchbruch für diese Thematik schaffen.

4. Ausblick: Sich anbahnende neue Widersprüche

In der Vergangenheit sind die Forderungen der Entwicklungs­
länder mit einem erstaunlichen Maß an Einheitlichkeit, mit Selbst­
bewußtsein und mit dem Anspruch auf globale Durchsetzung vor­
getragen worden. Doch der Differenzierungsprozeß zwischen den
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Entwicklungsländern verstärkt sich, die Einheitlichkeit der „Drit­
ten Welt“ scheint zu zerbrechen. Die vielfältigen Versuche der 
Typologisierung jener Länder sind Ausdruck dieser Tendenz: Man 
unterteilt inzwischen in Schwellenländer, OPEC-Länder, Ol- und 
Nicht-Ol-Entwicklungsländer, Ärmste Länder usw. Die bisherige 
Gemeinsamkeit, die allgemeine Abhängigkeit von den Industrielän­
dern, gewinnt mit der quantitativen Verschiedenheit der Entwick­
lungsländer eine andere Qualität -  und reicht daher möglicherweise 
nicht mehr lange vor, zu einer theoretisch konsistenten Begründung 
der Forderungen nach einer neuen Weltwirtschaftsordnung zu ge­
langen und deren praktische Umsetzung zu erreichen.

Ein Weiteres: Während die internen Produktionsstrukturen und 
die notwendige Änderung der fwwergesellschaftlichen Verhältnisse 
weitgehend vernachlässigt wurden, werden von den Entwicklungs­
ländern außenwirtschaftliche Forderungen erhoben, die aus der 
Sicht der Industrieländer ein nicht akzeptables Maximalprogramm 
ergeben. Bei der Diskussion der Teilprobleme brechen dagegen 
sehr schnell die unterschiedlichen Interessen der Entwicklungslän­
der auf -  ein Umstand, den die Industrieländer ausnutzen oder 
herbeiführen werden. Daher ist nicht auszuschließen, daß die 
zunehmende Differenzierung zwischen den Entwicklungsländern 
sie zu immer neuen Forderungen an die Industrieländer zwingt, die 
diese wiederum in den folgenden Verhandlungen gegeneinander 
ausspielen und damit immer leichter ablehnen können.

3. Ein Schlußgedanke

Der Begriff „Neue Weltwirtschaftsordnung“ kann immer wieder 
neu und immer wieder anders verstanden und politisch verwendet 
werden. Selbst wenn also kein Zweifel bliebe an der Notwendigkeit 
und an der Möglichkeit, eine neue Weltwirtschaftsordnung zu 
errichten, so mag diese dann doch anders aussehen, als die derzeit 
diskutierten Forderungen und die hier präsentierten Vorstellungen 
dies erwarten lassen.


